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Änderung der Heilmittelrichtlinie: ambulante Ernährungsberatung bei selte
Stoffwechselerkrankungen und Mukoviszidose 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

hinsichtlich des von Ihnen vorgelegten o. a. Beschlusses vom 22. Januar 2015
Bundesministerium für Gesundheit (BMG) am 02. Februar 2015, ergibt sich
aufsichtsrechtlichen Prüfung nach § 94 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
darzustellender Erläuterungsbedarf, zu welchem ich Sie um ergänzende Stellun
 
Durch höchstgerichtliches Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 28. Juni 
vom 28. Juni 2000 – B 6 KA 26/99 R –) wurden Sie dazu verpflicht
Verfahren darüber zu entscheiden, ob die ambulante Ernährungsberatung in E
Diätässistenten als neues Heilmittel in den Katalog der zu 

von Heilmitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Heilmittel – Richtlinie) na
Satz 2 Nr. 6 SGB V aufzunehmen ist. Das BSG verwies in seinen Feststellungen
dass die Tätigkeit von Diätassistenten im Konkurrenzverhältnis zu Ärzten stehen
 
Im Zuge dessen leiteten Sie Ende des Jahres 2004 auf der Grundlage des § 138
Bestimmungen des 2. Kapitels Ihrer Verfahrensordnung ein Bewertungsverfahr
 
In dessen Verlauf wurde festgestellt, dass die Ernährungberatung bei den Indikation

"Carnitinzyklusdefekte" sowie "Organoacidämien" (im folgenden: seltene
Stoffwechselerkrankungen) und bei der Mukoviszidose wesentlicher und un
der Therapie ist, ohne die schwere gesundheitliche Schädigungen bis hin
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Patientenvertretung ) gewährleistet werden könnte. 
 
B. Ebenso wird um Erläuterung gebeten, auf welche Art und Weise es bisher sichergestellt ist 
bzw. zukünftig sichergestellt werden soll, dass Ärzte, welche Patienten mit seltenen angeborenen 
Stoffwechselerkrankungen oder Mukoviszidose behandeln, über die seitens des G-BA in diesem 
Rahmen angesprochene Qualifikation bzw. Spezialisierung verfügen? In diesem Zusammenhang 
wird auch um Erläuterung gebeten, inwieweit qualifizierte Fachärzte nach Auffassung des G-BA 
im Bereich der Ernährungsmedizin einschließlich der Ernährungsberatung in Fällen von 
seltenen angeborenen Stoffwechselerkrankungen und Mukoviszidose grundsätzlich in 

SGB V, bzw. in speziellen Schwerpunktpraxen in der vertragsärztlichen Verso
Rahmen der Krankenhausbehandlung behandelt werden, Patienten im
Erwachsenenalter hingegen aufgrund der Erfordernisse im Schul- und Arbe
qualif

befindet. 
 
Mit Beschluss vom 22. Janua
ambulante Ernährungsberatung nicht als ärztlich zu verordnende Einzelm
Heilmittel-Richtlinie aufzunehmen.  
 
Im Rahmen der tragenden Gründe Ihres Beschlusses führen Sie an, dass die Ernä
im Falle der Indikationen "seltene angeborene Stoffwechselerkrankungen" und 
unmittelbar relevant für das Leben der Patienten sei, da sich ein Fehler in der D
Gegenstand eines Spontanverlaufs direkt auf die gesundheitliche Stabilitä
auswirken könne. Für die Durchführung und organisatorische Be
Ernährungsberatung sei somit eine besonders enge Anbindung an die är
erforderlich. In diesem Rahmen könne die Ernährungsberatung zwar von s
Erkrankun

Gesamtverantwortung dem Arzt obliege. Auf diesem Wege sei gewähr
Ernährungsberatung begleitend zum Arztkontakt erfolge und auf die 
vorzunehmende Überwachung und Feststellung des Ernährungsstatus individ
werden könne. 
 
Nach Ihrer Auffassung können Diätassistenten daher nur auf  Weisu
Delegation tätig werden. Eine solche Ausgestaltu
Verordnung, sondern vielmehr dem einer Tä
Anordnung. Lediglich in solchen Fällen, in denen von Diätfehlern ke
Gefährdungspotential (unmittelbare Todes- oder Behinderungsfolge) für den P
und bei denen keine zeitkritische Therapieumstellung erforderlich sei, könnte
Ihrer Auffassung gemäß auf der Grundlage einer ärztlichen Verordnung tätig wer
 
Auf dieser Grundlage ergibt sich folgender Erläuterungsbedarf: 
 
A. Das BMG bittet um Stellungnahme, inwieweit es sich aus Sicht des G-BA bei d
der Tätigkeit von Diätassistenten allein a
die durch Artikel 12 Grundgesetz geschützte Berufsfreiheit handelt und ggf. um näh
Erläuterung dazu, wie ein solcher Eingriff durch den vorliege
verfassungsrechtlich zu rechtfertigen ist.   
 
Insbesondere wird im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit um nähere Erläute
welchen Gründen eine patientengerechte und qualifizierte Leistungse
Diätassistentinnen nicht mit milderen Mitteln (vgl. §§ 44 f. des Änderungsvorschlages 
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eise eine Ernährungsberatung erbringen können wie Diätassistenten nach 

A im Falle von 
 Säuglingen oder 

 Aspekt von kurzfristigem sowie 
ene Fachärzte 

 ist der G-BA bei 
handelt, bei dem 
e auf die von der 
en. Gemäß § 91 
rtung ärztlicher 

uf die von der 
schaft benannten 

. ausdrücklich geregelt, 
nn ein Beschluss  

 § 138 SGB V getroffen wird. Da der vorliegende Beschluss 
zur ambulanten Ernährungsberatung auf Grundlage eines Beratungsverfahrens nach § 138 SGB 

wird der G-BA um Stellungnahme zur Stimmrechtsverteilung gebeten.   

Ich weise darauf hin, dass nach § 94 Absatz 1 Satz 3 SGB V der Lauf der Beanstandungsfrist bis 
zum Eingang Ihrer Auskünfte unterbrochen ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

vergleichbarer W
erfolgter Ausbildung? 
 
C. Das BMG bittet zudem um Erläuterung, wie nach Auffassung des G-B
Jugendlichen, Erwachsenen, werdenden Müttern sowie Familien mit erkrankten
Kindern eine qualitätsgesicherte Versorgung unter dem
häufigem Terminbedarf zu hoch frequentierten Zeiten allein durch niedergelass
gegenwärtig gewährleistet wird bzw. zukünftig gewährleistet werden soll?  
 
D. Ausweislich des Protokollentwurfs der Plenumssitzung am 22. Januar 2015
seiner Beschlussfassung davon ausgegangen, dass es sich um einen Beschluss 
nach § 91 Absatz 2a Satz 1 SGB V alle fünf Stimmen der Leistungserbringerseit
Kassenärztlichen Bundesvereinigung benannten Mitglieder übertragen werd
Absatz 2a Satz 4 SGB V werden demgegenüber bei Beschlüssen zur Bewe
Untersuchungs- und Behandlungsmethoden die fünf Stimmen anteilig a
Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Deutschen Krankenhausgesell
Mitglieder übertragen. In Anlage 1 der Geschäftsordnung des G-BA ist u.a
dass eine Methodenbewertung im Sinne des Gesetzes auch dann vorliegt, we
auf Grundlage eines Verfahrens nach

V getroffen wurde, 
 


